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Die deutsche Dateninfrastruktur aus Sicht der 
empirischen Wirtschaftsforschung
Die Forschungsdateninfrastruktur in Deutschland ist vielschichtig und wird laufend verbessert. 
Um jedoch international wettbewerbsfähig zu sein, muss die deutsche Dateninfrastruktur 
weiterentwickelt werden. Es dient dem Gemeinwohl, wenn es Forschenden ermöglicht wird, 
auf Daten aus verschiedenen Quellen zuzugreifen und diese miteinander zu kombinieren.
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Was charakterisiert unsere wissenschaftliche Dateninfra-
struktur? Das „Datenökosystem“ hierzulande ist ausdiffe-
renziert und etwas unübersichtlich: Es gibt inzwischen 42 
verschiedene, beim Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten 
(RatSWD) akkreditierte Forschungsdatenzentren (FDZ) 
und zahlreiche weitere datenhaltende Einheiten bieten ihre 
Dienste ohne Akkreditierung an. Seit 2020 gibt es den Verein 
Nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI), der ab Janu-
ar 2023 27 sogenannte Konsortien über alle Disziplinen hin-
weg koordiniert. Zudem wird die Datennutzung in Deutsch-
land von einem komplexen Regelungsgeflecht in Bund und 
Ländern und einem Dickicht an Gesetzesgrundlagen für den 
Datenschutz bestimmt. Da ist es interessant, einmal über 
die Grenzen zu schauen. In Österreich gibt es seit Juli 2022 
das Austrian Micro Data Center als zentrale Plattform; darauf 
können in Zukunft alle Mikrodaten der öffentlichen Verwal-
tung und aus Registern bereitgestellt und verknüpft werden. 
Es laufen Ausschreibungen zur Förderung innovativer For-
schungsvorhaben mit genau diesen Daten. Das wirkt insge-
samt wie ein stringenter Aufbau einer Dateninfrastruktur. In 
der Schweiz ist man ähnlich aufgestellt.1

Was bedeutet eigentlich Dateninfrastruktur? Das Konzept 
ist breiter, als die genannten ersten Eindrücke suggerie-
ren. Kürzlich definierten die drei US Academies (Natio-
nal Academies of Sciences, Engineering, and Medicine, 
2022) Dateninfrastruktur als ein Konglomerat, das aus 

1	 Für Details zum Austrian Micro Data Center siehe: https://www.statistik.
at/services/tools/services/amdc-mikrodaten-fuer-die-wissenschaft (13.
Dezember 2022). Details zur schweizerischen Interoperabilitätsplattform 
finden sich hier: https://www.i14y.admin.ch/de/home (14. Dezember 2022).

sechs Elementen besteht: den Daten; der Technologie, 
um mit den Daten umzugehen; der dafür erforderlichen 
Expertise; den Regeln, die den Umgang mit Daten leiten; 
der Organisation, die die Dateninfrastruktur managt und 
schließlich den Gruppen, um deren Daten es geht.

Status quo

Wenn man den Status quo der hier betrachteten Da-
teninfrastruktur in Deutschland im Vergleich zu unseren 
Nachbarländern charakterisieren möchte, wird deutlich: 
Deutschland hinkt hinterher. Diese Feststellung lässt sich 
inhaltlich, strukturell und organisatorisch unterfüttern.

Inhaltliche Perspektive: Inhaltliche Mängel der deutschen 
Dateninfrastruktur zeigen sich, sobald es staatlichen 
Handlungsbedarf – etwa in einer Krise – gibt. In der Pan-
demie wussten wir weder präzise, wie viele Menschen 
infiziert, noch wie viele geimpft sind. Diese Datenmängel 
wurden inzwischen von vielen Kommissionen, vom Wis-
senschaftsrat und von der DFG benannt.

In der Gaspreiskrise hakt die effiziente Organisation öf-
fentlicher Unterstützung gerade daran, dass der Staat die 
Bürger:innen nicht auf Basis von Informationen zu Ein-
kommen und Gasnutzung zielgenau ansprechen kann. 
Grundsätzlich fehlen aktuelle Daten zur wirtschaftspo-
litischen Steuerung (z. B. zu Kurzarbeit und Insolvenzen) 
sowie insbesondere Informationen zu regionalen Preisen.

Defizite der Datenverfügbarkeit zeigen sich auch unab-
hängig von Krisen in zahlreichen Feldern. Während z. B. 
in Deutschland die Haushalte mühsam die Kennziffern zu 
ihrem Immobilienbesitz für den Staat zusammentragen, 
verfügt Österreich seit 2007 über digitale Grundbücher. 
Es gibt systematische Mängel der Dateninfrastruktur im 
Bildungswesen, wo unter anderem der von der Kultusmi-
nisterkonferenz 2003 empfohlene Schülerkerndatensatz 
bis heute auf seine flächendeckende Umsetzung wartet. 
Informationen über Schulabbrecher:innen werden bislang 
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nur in Hamburg und Bremen an die Jobcenter übermittelt, 
in den anderen Ländern ist das nicht erlaubt. Systemati-
sche Mängel gibt es ebenso in der Dateninfrastruktur für 
den Gesundheitsbereich. Die Grenzen der Leistungsfähig-
keit des öffentlichen Gesundheitsdienstes haben wir wäh-
rend der Coronapandemie erfahren. Das E-Rezept und 
die elektronische Patientenakte sind weitere prominente 
Beispiele für Mängel im Bereich von Digitalisierung und 
Datenbereitstellung in Deutschland. In Großbritannien bie-
ten solche Instrumente seit 30 Jahren die Basis nicht nur 
für die Dienstleistungen und Verwaltung, sondern auch für 
die Forschung. Auch in Ländern, die den gleichen daten-
schutzrechtlichen Rahmenbedingungen wie Deutschland 
unterworfen sind, z. B. Dänemark, sind solche Instrumente 
schon lange etablierte Praxis und damit auch Grundlage 
und Ausgangspunkt von Forschung. Ein letztes Beispiel 
für inhaltliche Herausforderungen der Dateninfrastruktur 
ist der registerbasierte Zensus. In vielen europäischen 
Ländern ist er längst Standard. In Deutschland hingegen 
stellt er noch immer eine imposante Herausforderung dar.

Strukturelle Perspektive: Vor der letzten Bundestagswahl ha-
ben verschiedene Gruppen Vorschläge zur Verbesserung 
der Dateninfrastruktur aus der Perspektive der Wissenschaft 
zusammengetragen. Folgende Kernelemente wurden unter 
anderem vom RatSWD (2021) benannt:

•	 Das Statistische Bundesamt und der statistische Ver-
bund benötigen mehr Ressourcen für ihre Forschungs-
datenzentren, eine gesetzliche Regelung des „remote 
access“ zu den Daten, einen Forschungsauftrag und ein 
Forschungsinstitut am Statistischen Bundesamt.

•	 Die bestehenden (gesetzlichen) Hürden der Datenver-
knüpfung sollten abgebaut werden, gegebenenfalls 
über die Einrichtung einer Datentreuhänderstelle.

•	 Datenschutzregelungen und deren Anwendung sollten 
über regionale und institutionelle Einheiten vereinheit-
licht werden.

•	 Der Zugang zu Register- und Verwaltungsdaten für 
wissenschaftliche Zwecke sollte ermöglicht und die 
Wissenschaft bei der Umsetzung eines registerbasier-
ten Zensus eingebunden werden.

•	 Das Forschungsprivileg ist zu stärken: die Vertraulich-
keit von Forschungsdaten muss gesichert werden, 
Verschwiegenheitspflicht für Forschende, Zeugnisver-
weigerungsrecht für Forschende, Beschlagnahmever-
bot von Forschungsunterlagen sollten gesetzlich ver-
ankert werden (RatSWD, 2022a).

Organisatorische Perspektive: Die organisatorischen Män-
gel der amtlichen deutschen Statistik-Dateninfrastruktur 
– ein wichtiger Baustein der Dateninfrastruktur – wurden 
erst kürzlich offiziell benannt. Das europäische Statistische 
System führt Peer Reviews zur Einhaltung seines Verhal-

tenskodexes durch. Der Bericht über das deutsche natio-
nale statistische System wurde im Dezember 2021 bekannt 
gemacht (Markelevicius et al., 2021, 4). Dort heißt es: „Ins-
gesamt bewegt sich das deutsche statistische System bei 
der Einhaltung des Verhaltenskodex für europäische Sta-
tistiken auf einem guten Niveau. Das Peer-Review-Team 
hat dennoch acht Empfehlungen zur Einhaltung des Kodex 
und fünfzehn Empfehlungen für Verbesserungen heraus-
gearbeitet, (...).“ Diese Empfehlungen richten sich nicht 
gegen die Amtsführung des Statistischen Bundesamtes 
(Destatis), sondern kommentieren die Rolle der amtlichen 
Statistik in Deutschland. Aus wissenschaftlicher Sicht sind 
folgende Empfehlungen von besonderem Interesse:

•	 Die Transparenz bei künftigen Ernennungen von 
Präsident:innen von Destatis ist zu verbessern (E5). Hier 
wäre auch eine wissenschaftliche Qualifikation hilfreich.

•	 Der Arbeitsplan der amtlichen Statistik sollte veröffent-
licht werde (E6). Zu diesem Zweck wurde inzwischen 
eine Kommission eingesetzt.2

•	 Die amtliche Statistik sollte bei der Gestaltung und 
Weiterentwicklung von Verwaltungsdatensätzen ein-
gebunden werden (E7). Hier könnte eine wissenschaft-
liche Beratung hilfreich sein.

•	 Destatis sollte Zugang zu einem nationalen Bevölke-
rungsregister erhalten. Dazu gehört ein gesicherter 
Zugang zum Register als Auswahlgrundlage und Da-
tenquelle für Bevölkerungsstatistiken. (E9)

•	 Das Innenministerium sollte sicherstellen, dass alle 
Statistikbehörden die nötigen personellen und finan-
ziellen Ressourcen erhalten. Außerdem sollten die für 
Forschungsvorhaben benötigten Ressourcen verfüg-
bar sein. (E14)

•	 Die Nutzung der Forschungsdatenzentren sollte erwei-
tert und Fernzugriff auf Mikrodaten ermöglicht werden. 
Der bürokratische Aufwand beim Mikrodatenzugang 
sollte verringert werden. (E20)

Ein Beheben dieser organisatorischen Mängel käme nicht 
nur der Verwaltung zugute, sondern wäre auch für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Gesellschaft von großem Nutzen.

2	 Siehe https://www.destatis.de/DE/Ueber-uns/Leitung-Organisation/
KomZS/aufgaben-einfuehrung.html (14. Dezember 2022).
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Anstehende Entwicklungen

Es gibt jedoch auch drei Dimensionen, die Hoffnung für 
die weitere Entwicklung machen: 

Data Governance Act: Die EU ist im Bereich der Daten ge-
setzgeberisch sehr aktiv. Es gibt bereits den Digital Servi-
ces Act, den Digital Market Act, den Data Governance Act 
und ein Data Act ist in Vorbereitung. Für die Weiterentwick-
lung der Forschungsdateninfrastruktur ist der vor wenigen 
Monaten verabschiedete DGA eine wichtige Chance. Er 
wurde am 30. Mai 2022 veröffentlicht und ist ab dem 24. 
September 2023 anzuwenden. Die EU-Kommission (2022) 
beschreibt Anlass und Inhalt des Gesetztes, wie folgt: „Der 
Data Governance Act (...) zielt darauf ab, das Vertrauen in 
den Datenaustausch zu stärken, die Mechanismen zur Er-
höhung der Datenverfügbarkeit zu stärken und technische 
Hindernisse für die Weiterverwendung von Daten zu über-
winden.“ Dazu benennt die Kommission vier Maßnahmen-
pakete: (1) Erleichterung der Weiterverwendung von Daten 
im Besitz öffentlicher Stellen, z. B. für die Forschung. (2) 
Regelung von Datenvermittlungsdiensten. (3) Maßnahmen, 
die es Bürger:innen und Unternehmen erleichtern, ihre Da-
ten zum Wohle der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. (4) 
Erleichterung des sektor- und grenzübergreifenden Daten-
austauschs. Um den Zugang zu und die Weiterverwendung 
von Daten des öffentlichen Sektors zu verbessern, müssen 
von jedem Mitgliedsland laut DGA bis September 2023 zwei 
Arten von Einrichtungen benannt werden:

(1) Zuständige Stellen: dabei handelt es sich um Einrichtun-
gen, die für bestimmte Sektoren (z. B. Gesundheit, Bildung) 
verantwortlich sind und öffentliche Dateninhaber:innen bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen. Sie beraten 
und leisten technische Unterstützung, z. B. um über den Zu-
gang zur Weiterverarbeitung von Daten zu entscheiden oder 
um eine sichere Verarbeitungsumgebung bereitzustellen.

(2) Zentrale Informationsstelle: diese ist in jedem Mitglieds-
land einzurichten und soll eine Vielzahl von Aufgaben über-
nehmen. Sie erstellt einen Gesamtkatalog und einheitlichen 
Zugangspunkt für alle Daten öffentlicher Stellen. Sie gewähr-
leistet, dass alle Informationen zu sämtlichen bereitgestellten 
öffentlichen Daten erhältlich und leicht zugänglich sind. Sie 
kann Anfragen entgegennehmen und weiterleiten und wird 
zum „one stop shop“ für öffentliche Daten. Die nationalen 
Stellen werden in einem EU-Portal zusammengeführt.

Auch Deutschland muss diese Forderungen umsetzen. Das 
bietet eine Chance, die öffentliche Dateninfrastruktur zu 
strukturieren und neu aufzustellen. Derzeit sind die öffent-
lich finanzierten Daten auf zahllose verschiedene datenhal-
tende Stellen in den Gebietskörperschaften und weiteren öf-
fentlichen Einrichtungen verteilt. Der DGA bietet Anlass und 

Chance, bestehende Strukturen zu überarbeiten, zu harmo-
nisieren und nicht nur für die Forschung, sondern auch für 
Wirtschaft und Gesellschaft zugänglicher zu machen.

Digitalstrategie der Bundesregierung: Im Sommer 2022 ver-
öffentlichte die Bundesregierung (2022) ein Dokument, das 
gewichtige Zusagen für die weitere Ausgestaltung der For-
schungsdateninfrastruktur enthält. Dazu gehört, dass sich 
die Bundesregierung 2025 daran messen lassen will, ob:

•	 Daten aus verschiedenen Datenräumen in Wirtschaft, 
Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft nach Nut-
zendeninteressen kombinierbar sind.

•	 ein Dateninstitut eingerichtet ist, das die Datenverfüg-
barkeit und -standardisierung in Deutschland vorantreibt 
und Datentreuhändlermodelle sowie Lizenzen etabliert.

•	 ein Forschungsdatengesetz den Zugang zu For-
schungsdaten für öffentliche und private Forschung 
umfassend verbessert und vereinfacht hat und For-
schungsklauseln eingeführt wurden.

•	 sich die NFDI als „das Netzwerk“ in der deutschen Wis-
senschaftslandschaft etabliert hat und Forschungsda-
ten zur Nutzung für neue Geschäftsmodelle, Innovatio-
nen und einen modernen Staat besser zugänglich sind.

•	 die Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft ge-
stärkt ist und die Forschung dadurch besseren Zugang 
zu Daten aus der Wirtschaft hat.

Vorbereitung für ein Dateninstitut: Am Ende der letzten Le-
gislaturperiode verabschiedete das Kabinett Merkel eine 
Datenstrategie (Bundesregierung, 2021), in deren Vorberei-
tung sich der RatSWD seinerzeit stark engagiert hat. Diese 
Datenstrategie enthielt einige Vorläuferideen für ein mögli-
ches Dateninstitut. Dazu gehören unter anderem: (1) In ei-
nem Datenatlas sollen die Datenbestände der Bundesver-
waltung analysiert und überprüft werden. (2) Ein gemeinsa-
mer interner Datenpool der Bundesbehörden soll relevante 
Daten für Regierungshandeln standardisiert zusammen-
führen. (3) Eine Verwaltungsdaten-Informationsplattform 
schafft einen umfassenden öffentlichen Überblick über 
öffentliche Datenbestände. (4) Die Datentransparenzstelle 
des Statistischen Bundesamtes deckt Inkohärenzen in Da-
tensätzen auf und zeigt Handlungsoptionen auf.

Die Datenstrategie war damals überwiegend ein unver-
bindlicher Plan, den die letzte Bundesregierung ein halbes 
Jahr vor der Wahl bekannt gemacht hat.3 Darüber hinaus 
war seine Wirkmacht unklar. Allerdings tauchten nach der 
Wahl im Koalitionsvertrag 2021 Konkretisierungen auf. 

3	 Als verbindliches Element wurde beschlossen, dass alle Bundesministe-
rien und das Bundeskanzleramt eigene Datenlabore gründen und Chief 
Data Scientists einstellen. Das Ziel war unter anderem, die Datenkompe-
tenz in der Verwaltung zu stärken und datenbasierte Politik zu gestalten.
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Z. B. wurde verabredet: „Ein Dateninstitut soll Datenverfüg-
barkeit und -standardisierung vorantreiben, Datentreuhän-
dermodelle und Lizenzen etablieren“ (SPD et al., 2021, 17).

Um dies umzusetzen, wurden im Herbst 2022 vom Bun-
desministerium des Inneren und Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz Stakeholderbefragungen 
koordiniert. Dabei scheint die präzise Zielsetzung für das 
Dateninstitut auch in Relation zum EU Data Governance 
Act derzeit noch offen zu sein. Am 7.10.2022 wurde eine 
vierköpfige Gründungskommission eingesetzt, zu der 
nachträglich (noch) ein Vertreter der Wissenschaft hinzu 
gebeten wurde. Die Gründungskommission hat bereits 
am 9.12.2022 einen ersten Zwischenbericht präsentiert 
(BMI, 2022). Dieser erläutert, dass das Dateninstitut über 
die Arbeit an Pilotprojekten oder Use Cases aufgebaut 
werden soll, die die Bedarfe unterschiedlicher Interessen-
gruppen berücksichtigen. Dieser agile Ansatz erscheint 
sinnvoll. Wenn jedoch tatsächlich zuvorderst solche Pro-
jekte angegangen werden, die im bestehenden gesetz-
lichen Rahmen umgesetzt werden können, steht zu be-
fürchten, dass der Nutzen für die unabhängige Forschung 
überschaubar bleibt, denn diese wird meist durch harte 
gesetzliche Vorschriften ausgebremst.

Insgesamt warten auf das Dateninstitut wichtige Aufga-
ben. Die Kommission Zukunft Statistik (2022), der RatSWD 
(2022b) und der Rat für Informationsinfrastrukturen (RfII, 
2022) haben sich hierzu in Positionspapieren geäußert. 
Folgende Aspekte sind aus Forschungssicht bei der Ein-
richtung und Organisation des Dateninstituts wichtig:

•	 Datenzugang sollte der Wissenschaft insbesondere zu 
Verwaltungs- und Registerdaten ermöglicht werden. 
Aber auch für die Nutzung von Unternehmensdaten 
sind Modelle zu entwickeln.

•	 Datenverknüpfung ist inhaltlich unverzichtbar und er-
fordert die Änderung rechtlicher Rahmenbedingungen. 
Die Umsetzung kann gegebenenfalls über ein Treuhän-
dermodell erfolgen.

•	 Belange der Wissenschaft sollten im Dateninstitut 
strukturell repräsentiert werden. Wissenschaftliche Ex-
pertise sollte schon bei der Konzeption des Dateninsti-
tuts – etwa über den RatSWD – eingebunden werden.

•	 Es sollte ein gesellschaftlicher Diskurs über die Kosten 
verweigerten Datenzugangs und die Bedeutung evi-
denzbasierter Politik initiiert werden.

•	 Das Dateninstitut sollte gegenüber Bundesministerien 
und staatlichen Regulierungsbehörden unabhängig 
sein, damit freies Schnittstellenmanagement über Inf-
rastrukturgrenzen hinweg möglich ist.

•	 Das Dateninstitut sollte zur Strukturierung der Daten-
landschaft koordinierend beitragen und ausdifferen-
zierte Zugangsarchitekturen bündeln.

•	 Dabei muss die europäische Dimension von Beginn 
an mitgedacht und die Entwicklungen nach dem Data 
Governance Act proaktiv begleitet werden.

Insgesamt bleibt zu hoffen, dass sich durch das Zusam-
menspiel von Data Governance Act, Digitalstrategie der 
Bundesregierung und einer problemorientierten Ausge-
staltung des Dateninstituts der Datenzugang für die For-
schung und damit die Funktionalität der deutschen Da-
teninfrastruktur verbessern.

Nächste Schritte

Für die Vertreter:innen der Wissenschaft stellen sich vier 
zentrale Aufgaben:

Eruieren: Damit die Interessen der Forschenden zielgenau 
vertreten werden können, ist es wichtig, deren Bedarfe zu 
kennen. Dazu führt z. B. der Verein für Socialpolitik, die 
Fachgesellschaft der Volkswirt:innen im deutschsprachi-
gen Raum, 2023 eine Befragung seiner ca. 4.000 Mitglie-
der durch. Es gilt herauszufinden, in welchen Bereichen 
des Datenzugangs die Schwierigkeiten am gravierends-
ten sind. Gemeinsam mit den Stakeholder:innen aus Be-
hörden und Verwaltung sollen daraus Empfehlungen ab-
geleitet werden, um zur Verbesserung der Infrastruktur 
für die Forschung und damit auch für die evidenzbasierte 
Politikgestaltung beizutragen.

Informieren: Die Situation der deutschen Dateninfrastruk-
tur erschwert es auch jungen Forschenden, auf interna-
tional wettbewerbsfähigem Niveau zu arbeiten. Es gilt, 
darauf hinzuweisen und über die Optionen im Ausland 
zu informieren. Viele Fragen kann man besser (oder nur) 
für Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland und dem-
nächst Österreich als für Deutschland erforschen. Auf die-
se strukturellen Standortnachteile Deutschlands müssen 
Politik und Öffentlichkeit hingewiesen werden, denn nicht 
in allen Politikfeldern ist es sinnvoll oder hinreichend, sich 
auf Informationen aus dem Ausland zu verlassen.

Kommentieren: Die Stimme der Wissenschaft findet nicht 
automatisch in den anstehenden Prozessen Gehör. Daher 
ist es Aufgabe der Fachgesellschaften und der organisier-
ten Wissenschaftsvertretung – etwa der Allianzorganisati-
onen4 – Stellung zu beziehen. Die europäische Gesetzge-
bung und die Vorhaben der Bundesregierung lassen auf 
positive Weiterentwicklung hoffen. Aber es bleibt erfor-
derlich, dass die Wissenschaft dieses konstruktiv und kri-
tisch begleitet und sich weiterhin vernehmlich einbringt.

4	 Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist ein Zusammenschluss von 
Wissenschafts- und Forschungsorganisationen in Deutschland; https://
www.allianz-der-wissenschaftsorganisationen.de/ (14. Dezember 2022).
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Korrigieren: Die Schwächen des Datenzugangs in Deutsch-
land sind eng mit der Art der Handhabung unserer Daten-
schutzregelungen verknüpft. Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, genauer das Recht auf Datenschutz, 
sollte nicht als „Supergrundrecht“ zulasten anderer Rechte 
und berechtigter Interessen missbraucht und als Vorwand 
genutzt werden, um Forschung und Transparenz zu verhin-
dern. Es ist wichtig, Politik und Öffentlichkeit darüber zu infor-
mieren, dass die Nichtverfügbarkeit und die Nichtnutzbarkeit 
von Daten und damit fehlende Evidenz als Grundlage für poli-
tische Entscheidungen erhebliche Kosten für alle verursacht.

Im Bereich des nicht-digitalisierten Gesundheitswesens ist 
das besonders offensichtlich, wenn dringend benötigte Pati-
enteninformationen nicht vorliegen, weil digitaler Zugriff im-
mer noch nicht möglich ist. Aber die Kosten extrem ausge-
legter Datenschutzregelungen fallen auch an zahllosen an-
deren Stellen an. Das reicht von der Bildungsförderung von 
Kindern bis zur beruflichen Weiterbildung, über zielgenaue 
Sozialpolitik, die Feinjustierung des Rechtsstaates auf Ba-
sis kriminologischer Forschung bis zu Fragen der Energie-
nutzung, -erzeugung und -übermittlung. Datenschutz muss 
eingehalten werden, das steht außer Frage. Aber andere EU-
Länder zeigen, dass Datenschutz und Datenzugang für die 
Wissenschaft sich nicht widersprechen. Solange Deutsch-
land in allen Forschenden zuerst Datenschnüffler:innen ver-
mutet, die es mit aller Kraft zu bremsen gilt, solange tun wir 
uns im internationalen Wettbewerb unnötig schwer, hinken 
immer weiter hinterher und tragen dafür hohe Kosten.

Fazit

Es gibt genug zu tun, um den Rückstand Deutschlands 
auf seine Nachbarländer nicht noch größer werden zu las-
sen. Die US Academies benennen die Bedeutung moder-
ner Dateninfrastruktur, wie folgt: „Amtliche Statistik und 
wissenschaftliche Forschung brauchen Zugang zu ver-
knüpfbaren Daten, um die Qualität, Aktualität, Granulari-
tät und Nützlichkeit der Statistik zu verbessern, um rigo-
rose sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Forschung 
zu ermöglichen und evidenzbasierte Politikgestaltung 
und Programmevaluation zu unterstützen.“5

5	 Eigene Übersetzung (National Academies of Sciences, Engineering, 
and Medicine, 2022, 5-19).

Um auf diesem Weg auch in Deutschland weiterzukommen, 
brauchen wir (1) die finanzielle Stärkung eines forschungsaf-
finen statistischen Verbundes und seiner Forschungsdaten-
zentren, (2) eine Lösung der Datenverknüpfungsprobleme 
einschließlich einer Anpassung des rechtlichen Rahmens, 
(3) Forschungszugang zu Register- und Verwaltungsdaten, 
wie es inzwischen international (und unter europäischem 
Datenschutzrecht) üblich ist, (4) eine „zentrale Informations-
stelle“ im Sinne des DGA, die gemeinsam mit und auch mit 
Blick auf die Bedarfe von Forschung und Wissenschaft auf-
gebaut wird und (5) eine Dateninfrastruktur, die sich in Rich-
tung auf Koordination und Harmonisierung bewegt.

Unabhängige empirische Forschung ist für das Wohl der 
Gesellschaft und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
essenziell. Aber gute Forschung braucht gute Daten. Diese 
nicht verfügbar zu machen, richtet erheblichen Schaden an.
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